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EINLEITUNG

Werden einerseits die sensationellen
Fortschritte der medizinischen Wis-
senschaft in aller Regel bewundert,
so treten am Ende des menschlichen
Lebens nicht selten Sorgen in die
Richtung auf, daß ein „zu früher Tod“
einem „zu langen Sterben“ Platz ge-
macht habe. Diffuse Ängste vor einer
hochtechnisierten Apparatemedizin,
die den Menschen nach seinem
Leben in einer Art „Zwischenlager“
vor dem Tod beläßt, haben auch in
Österreich wiederholt Forderungen
nach spezifischen Regelungen entste-
hen lassen, die Autonomie des Pati-
enten – seine Selbstbestimmtheit –
auch dann zu garantieren, wenn dies
nach Wegfall seiner Handlungsfähig-
keit, z. B. im Koma, dem Patienten
selbst nicht mehr unmittelbar mög-
lich ist.

Die Autonomie des Patienten und
seine Möglichkeit, durch eine soge-
nannte „Patientenverfügung“ (anti-
zipierte) Entscheidungen zu medi-
zinischen Behandlungen für einen
Zeitpunkt zu treffen, zu dem ihm
Einsichts-, Urteils-, Willensbildungs-
und Artikulierungsfähigkeit nicht zu-
kommen, stellt sich als Ausformung
des Rechts des Menschen auf Selbst-
bestimmung dar und ist damit nichts
anderes als eine Konsequenz mensch-
licher Freiheit.

In der österreichischen Rechtsord-
nung reichen die kodifizierten Wur-
zeln dieses Schutzes der Privatauto-
nomie bereits mehrere hundert Jahre
zurück, als etwa 1811 mit § 16 ABGB
als privatrechtlicher Ausfluß der
Privatautonomie und zugleich als
Persönlichkeitsrecht gleichsam eine
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Epochen überdauernde flexible Vor-
bildbestimmung geschaffen wurde:
„Jeder Mensch hat angeborne, schon
durch die Vernunft einleuchtende
Rechte und ist daher als eine Person
zu betrachten.“

Unterstützt wird dies durch eine
typisch naturrechtliche Rechtsvermu-
tung im § 17 ABGB: „Was den an-
gebornen natürlichen Rechten ange-
messen ist, dieses wird so lange als
bestehend angenommen, als die
gesetzmäßige Beschränkung dieser
Rechte nicht bewiesen ist.“

Der Fortschritt moderner Kodifizie-
rungen führte in der Folge zu einem
weiten Bogen rechtlicher Absiche-
rung der menschlichen Selbstbestim-
mung, teils schon auf Verfassungs-
ebene, teils einfachgesetzlich, teils
umschlossen von weitreichenden
Postulaten des Schutzes menschlicher
Freiheit, teils punktgenau expressis
verbis angesprochen. Beispiele dafür
sind:
• auf Verfassungsebene etwa (bloß

Beispiele) durch
– den Schutz von Religionsfreiheit

(durch das StGG 1867, später
auch Art. 63 Abs. 2 StV v St
Germain, nunmehr Art. 9 EMRK)

– das Recht auf Achtung des Privat-
u. Familienlebens (Art. 8 EMRK)

• auf einfachgesetzlicher Ebene
durch das Strafrecht (Verbot der
eigenmächtigen Behandlung), in
der Folge auch Krankenanstalten-
recht und Patientencharta mit dem
Schutz der Entscheidung des Pati-
enten durch Dokumentation und
dem Recht auf ein würdevolles
Sterben.

Diesem rechtlichen Rahmen des
Schutzes der Patientenautonomie
stehen freilich auf verfassungs- wie
einfachgesetzlichem Boden auch
Bestimmungen gegenüber, bei denen
sich die Frage einer Einschränkung
der Patientenautonomie stellt.

Klar ist die Antwort im Bereich des
Strafrechts: Schützt dieses durch
§ 110 StGB zwar die Selbstbestim-

mung durch das Verbot der eigen-
mächtigen (Heil-) Behandlung, so
stehen dem andererseits die Verbote
der Tötung auf Verlangen und der
Mitwirkung am Selbstmord gegen-
über (§§ 77, 78 StGB). Euthanasie ist
daher, auch nach der immer wieder
einhellig durch sämtliche im Natio-
nalrat vertretenen Parteien bekräftig-
ten Überzeugung, in Österreich
gleich der BRD kein Thema.

Auf der Ebene des Verfassungsrechts
könnte sich die Frage stellen, wie
sich der im Art. 2 EMRK postulierte
Lebensschutz zur Patientenautono-
mie einschließlich der Konsequenz,
daß die Ablehnung einer Behandlung
auch unmittelbar zum Tod führen
kann, verhält. Die Antwort darauf
gibt jene Sicht, die Art. 2 EMRK als
verfassungsrechtlichen Schutz des
Rechts auf Leben, direkt vor Zwangs-
eingriffen, aber auch als verfassungs-
rechtliche Schranke für den Gesetz-
geber bei der Setzung von Normen
jedweder Art sieht, die aber zutref-
fend anerkennt, daß der Träger dieses
Rechts auf Lebensschutz der einzelne
Mensch ist, der als Träger dieses
Rechts selbiges an sich selbst nicht
verletzen kann.

Mit anderen Worten: Das Recht auf
Leben bedeutet rechtlich keine Pflicht
zum Leben; ethisch und moralisch ist
wohl einschränkend hinzuzufügen:
Jedenfalls nicht um jeden Preis, kann
sich doch eine Pflicht (nicht im juri-
stischen Sinn) zu leben etwa aus
Sorgepflichten für unversorgte Kinder
ergeben. Der Grundsatz des Lebens-
schutzes legitimiert weder ethisch
noch rechtlich die Bevormundung
und Entmündigung von Patienten.
Wer glaubt, mündige Bürger vor sich
selbst schützen zu müssen, gibt
letztlich Forderungen nach einer
Liberalisierung der Euthanasie neue
Nahrung. Darauf wurde auch bereits
in der Vergangenheit aus ethischer
Sicht hingewiesen.

Ohne lange juristische Überlegungen
anzustellen, ist diese Sicht im tägli-
chen Leben als Selbstverständlichkeit
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jedem geläufig, vgl. etwa gesund-
heitsgefährdenden Lebensstil, Wider-
setzen gegen dringende ärztliche
Ratschläge (etwa sich einer Operation
zu unterziehen, Tabak- oder Alkohol-
konsum zu verändern), Teilnahme an
beträchtlich gefahrengeneigten Sport-
arten etc. Zu Diskussionen führt die-
se Betrachtung regelmäßig erst dann,
wenn die Konsequenz aus der Beach-
tung der Patientenautonomie unmit-
telbar und in kürzester Zeit den Tod
des Patienten herbeiführt. Wird bei-
spielsweise auf der Ebene des unver-
nünftigen Patienten dessen Entschei-
dung akzeptiert, sich trotz vorherseh-
barer tödlicher Konsequenzen nicht
einer Operation zu unterziehen, so
löst die Entscheidung eines Zeugen
Jehovas, Fremdblut abzulehnen, hef-
tige Diskussionen aus, ob nicht doch
– auch gegen den ausdrücklichen
Willen – eine Transfusion von Blut
hätte stattfinden müssen. Beide Fälle
unterscheiden sich nicht im tödlichen
Ergebnis, sondern bloß durch den
Zeitfaktor.

In diesem Zusammenhang ist auch
auf die Enzyklika „Evangelium Vitae“
von Johannes Paul II. zu verweisen,
die festhält, daß auch aus der Sicht
der katholischen Kirche kein „thera-
peutischer Übereifer“ gefordert wird
und sie vielmehr für einen Verzicht
auf schmerzvolle und ungewisse
Lebensverlängerung eintritt. Ebenso
ist auch nach dieser Enzyklika die
Palliativmedizin zu billigen, auch
wenn diese eine Verkürzung des
Lebens zur Folge hat.

Mit diesem Überblick über zentrale
rechtliche Rahmenbedingungen und
einem kurzen Blick auf die Sichtweise
einer großen Glaubensgemeinschaft
sollte zunächst kurz dargestellt wer-
den, daß die aus dem ärztlichen
Selbstverständnis häufig resultierende
paternalistische Berufsauffassung dort
an ihre Grenze stößt, wo der Mensch
in einem Zustand der Selbstbestim-
mungsfähigkeit von seinem Freiheits-
recht der Selbstbestimmung Gebrauch
macht; dies auch dann, wenn er von
seinem Recht, in eigenen Angelegen-

heiten frei zu entscheiden, objektiv
betrachtet unvernünftig Gebrauch
macht. So verweist iZm § 110 StGB
auch der Wiener Kommentar zum
Strafgesetzbuch darauf (Triffterer),
daß auch die „törichte Entscheidung“
zu akzeptieren ist.

Nicht unerwähnt soll allerdings blei-
ben, daß nicht alle Rechtsordnungen
dem Patienten derart die Möglichkeit
einräumen, auch zu seinem Nachteil
medizinische Behandlungen abzu-
lehnen. Einschränkungen der Patien-
tenautonomie bei vitaler Indikation
kennt z. B. die spanische Rechtspre-
chung, vergleichbar auch die Rechts-
ordnung in der Türkei und in Israel.
Dem stehen freilich Länder mit groß-
zügiger Legalisierung aktiver Sterbe-
hilfe gegenüber (Holland, Schweiz,
Belgien). In der BRD laufen seit Jah-
ren Aktivitäten (Enquetekommission
des deutschen Bundestags), rechts-
wissenschaftliche Bemühungen und
Standortbestimmung der Bundes-
ärztekammer zur Regelung des
Umgangs mit Patientenverfügungen,
doch ist das Stadium der Diskussion
noch nicht überwunden.

DIE PATIENTENVERFÜGUNG IM
ÖSTERREICHISCHEN RECHT

Abgesehen von den schon zuvor er-
wähnten Postulaten des ABGB und
dem Verbot der eigenmächtigen Be-
handlung durch § 110 StGB (die
Überschrift zu dieser Gesetzesstelle
spricht einschränkend vom Verbot
„eigenmächtiger Heilbehandlung“,
der im Gesetzestext selbst verwen-
dete Ausdruck „Behandlung“ erfaßt
jedoch auch die Bereiche Diagnostik
und Prävention) war der österreichi-
schen Rechtslage bis zu Beginn der
1990er Jahre die Thematik unbekannt.
Erst im Zuge der Diskussionen zur
Aufarbeitung einer Mordserie in einer
großen österreichischen Gesundheits-
einrichtung war das Gesundheits-
ressort mit der Forderung konfrontiert,

eine Rechtsgrundlage für die Patien-
tenverfügung zu schaffen. Am Ende
der Diskussion fand sich im Jahr 1993
mit der KAG-Novelle BGBl 1993/801
das Patientenrecht auf ein würdevol-
les Sterben und die Dokumentations-
pflicht der Spitalsträger, im Rahmen
der Krankengeschichte auch soge-
nannte Patientenverfügungen aufzu-
nehmen, um im Fall des Verlustes der
Fähigkeit des Patienten zur Selbstbe-
stimmung vor medizinischen Ent-
scheidungen auf derart antizipierte
Willenserklärungen des Patienten
„Bedacht nehmen zu können“.
Nahezu idente Worte wurden Jahre
später auch in die zwischen dem
Bund und den Ländern geschlossene
Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG
zur Sicherstellung der Patientenrechte
(siehe z. B. Art. 18 der Patientencharta
BGBl I 1999/195) aufgenommen.

Besonders hervorzuheben sind die
Worte „Bedacht nehmen zu können“,
wurde damit doch zum Ausdruck ge-
bracht, daß eine in jedem Fall bin-
dende Wirkung dieser Patientenver-
fügung nicht zukommen sollte. Dies
entsprach dem Balanceakt zwischen
Selbstbestimmung des Patienten
einerseits und dem nie zur Diskus-
sion gestandenen aufrechten Verbot
von Tötung auf Verlangen und Mit-
wirkung am Selbstmord andererseits.
Freilich sollten dabei auch Fälle bin-
dender Wirkung möglich sein, näm-
lich dann, wenn im Rahmen des
rechtlich Zulässigen ein Patient von
seinem Ablehnungsrecht einer Be-
handlung Gebrauch gemacht hatte.

Für ca. zehn Jahre waren sodann
Diskussionen zu diesem Thema nicht
mehr wahrzunehmen. Faktum dürfte
gewesen sein, daß Ärzte mit der Fall-
gruppe der Zeugen Jehovas pragma-
tisch umzugehen verstanden (eine
Umfrage des Gesundheitsressorts
erbrachte vor Jahren das Ergebnis
wiederholter Todesfälle, verursacht
durch die Ablehnung einer trans-
fusionsmedizinischen Maßnahme),
andererseits aber die paternalistische
Anwendung von nach dem „State of
the art“ gebotenen Maßnahmen auch
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in Absprache mit Angehörigen wohl
eher von Bedeutung war als eine Be-
rücksichtigung zumeist auch nur vage
und diffus geäußerter Patientenwün-
sche.

Zu Beginn dieses Jahrhunderts war
Thema der österreichischen Innen-
politik u. a. der Komplex des Um-
gangs mit Schwerstkranken und Ster-
benden, im Mittelpunkt stand dabei
die Schaffung einer Familienhospiz-
karenzregelung, um sterbenden
nahen Angehörigen im Familienkreis
beistehen zu können. Im Rahmen
einer parlamentarischen Enquete
„Solidarität mit unseren Sterbenden –
Aspekte einer humanen Sterbebeglei-
tung in Österreich“ richtete aber die
Politik an das Gesundheits- und das
Justizressort auch die Forderung, die
Rechtslage hinsichtlich ihrer Taug-
lichkeit im Umgang mit Patienten-
verfügungen zu überprüfen, eventu-
ell auch für Klarstellungen durch
Leitfäden u. ä. m. zu sorgen, allen-
falls aber auch eine eigene gesetzli-
che Regelung vorzubereiten.

Versuche einer Klarstellung führten
letztlich zu keinem Ergebnis. Damit
war der Weg einer eigenständigen
gesetzlichen Regelung zu gehen,
die mit dem mit 01.06.2006 in Kraft
getretenen Patientenverfügungs-
Gesetz, BGBl I 2006/55 (in der
Folge: PatVG), ihren Abschluß fand.

Zunächst einige Begriffe:

Zu unterscheiden sind zunächst ak-
tive und passive Sterbehilfe. Aktive
Sterbehilfe bedeutet eine absichtlich
gesetzte Maßnahme zur Herbeifüh-
rung des Todes. Passive Sterbehilfe
bedeutet Unterlassen (Nichtaufnahme
oder Abbruch) medizinischer Maß-
nahmen („Sterbenlassen“).

Weiters ist zu unterscheiden zwischen
direkter und indirekter Sterbehilfe.
Direkte Sterbehilfe bedeutet gleich
der aktiven Sterbehilfe das absichtli-
che Herbeiführen des Todes, auch
wenn dies zum Verkürzen eines qual-
vollen Sterbeprozesses erfolgt. Indi-

rekte Sterbehilfe liegt vor, wenn durch
die Linderung von Qualen als Neben-
wirkung eine Verkürzung der Lebens-
dauer in Kauf genommen wird; eine
Strafbarkeit ist dabei nicht gegeben.

Aktive direkte Sterbehilfe war und ist
in Österreich verboten (Mord, Tötung
auf Verlangen).

Mit dem PatVG sollten nun Rechts-
klarheit und -sicherheit geschaffen
werden im Umgang mit Verfügungen
zum Zweck einer passiven Sterbe-
hilfe, insbesondere auch mit einer
allfälligen absoluten Verbindlichkeit.

Definitionsgemäß besteht die Patien-
tenverfügung vor dem Hintergrund
des § 110 StGB und der Definition
des ärztlichen Berufes als „Ausübung
der Medizin“ (siehe § 2 Abs. 1 ÄrzteG
1998) darin, eine medizinische Be-
handlung (davon zu unterscheiden
Pflege) abzulehnen, sie wird dann
wirksam, wenn der Patient nicht mehr
einsichts-, urteils- oder äußerungs-
fähig ist. Die Entscheidung des Patien-
ten wird damit gleichsam antizipiert.

Behandlungswünsche sind damit
nicht Gegenstand einer Patienten-
verfügung. Dies entspricht nicht nur
dem strafrechtlichen Verbot der eigen-
mächtigen Behandlung, das tatbild-
mäßig ebenso allein auf die Abwehr
eines Eingriffs in die Integrität ausge-
richtet ist, es entspricht auch im über-
geordneten Zusammenhang dem
Grundgedanken von Autonomie und
Freiheitsschutz. Die Autonomie des
Patienten soll diesen zwar davor be-
wahren, gegen seinen Willen Maß-
nahmen hinnehmen zu müssen,
ebenso steht aber auch dem Behand-
ler die Autonomie zu, Behandlungen
nicht zu setzen, die aus seiner Sicht
nicht zu setzen sind. Verbindliche
Wünsche des Patienten könnten da-
her ihrerseits zu einem verpönten Ein-
griff in die Autonomie des Behand-
lers führen.

Der Bereich der Pflege wird – wie
eben erwähnt – vom PatVG nicht
erfaßt, doch darf nicht übersehen

werden, daß die Angehörigen der im
GuKG geregelten Berufe im mitver-
antwortlichen Tätigkeitsbereich auch
ärztliche Tätigkeiten ausüben. Inso-
weit ist das PatVG daher sehr wohl
auch für die im GuKG geregelten
Gesundheits- und Krankenpflege-
berufe von Relevanz. Insbesondere
ist in diesem Zusammenhang darauf
hinzuweisen, daß die Applikation
von Sondennahrung bei liegenden
Magensonden eine ärztliche Tätigkeit
darstellt, die bloß – auf ärztliche
Anordnung – auch von den Ange-
hörigen der im GuKG geregelten
Gesundheits- und Krankenpflegebe-
rufe durchgeführt werden kann (siehe
dazu JAB 1381 BlgNR 22. GP, 8).

Im übrigen kommt dem oben erwähn-
ten Schutz der Patientenautonomie
(siehe z. B. Art. 8 EMRK) selbstredend
auch Relevanz für den Bereich der
Pflege zu, greift doch auch eine
manuelle Fütterung in den verfas-
sungsrechtlich geschützten Anspruch
auf Achtung des Privatlebens ein. In
Übereinstimmung mit § 110 StGB ist
der Bereich der Pflege allerdings nicht
von den spezifischen Regelungen des
PatVG erfaßt, doch kann nicht in
Zweifel gezogen werden, daß es dem
Patienten frei steht, ihm gereichte
Nahrung auch abzulehnen.

Die Errichtung der Patientenverfü-
gung ist ein höchstpersönliches
Recht, der Patient muß bei ihrer
Errichtung einsichts- und urteilsfähig
sein. Entgegen dem Ausdruck „Pati-
ent“ ist allerdings nicht Vorausset-
zung, daß die errichtende Person
bereits „Patient“ im medizinischen
Sinn ist. So kann etwa eine gesunde
Person aus religiösen Gründen eine
Patientenverfügung errichten, das
Erleben einer Erkrankung und eines
Todesfalls im Umfeld kann ebenso
auch gesunde Menschen zur Errich-
tung einer Patientenverfügung bewe-
gen (z. B. der Tod eines nahen Ange-
hörigen, „des besten Freundes“,
ebenso aber auch berufliche Wahr-
nehmung, z. B. Tätigkeit in einem
Hospiz). Damit verbunden ist freilich
die Frage nach der Reichweite: Soll
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etwa ein begeisterter Sportler lebens-
rettende Maßnahmen ausschließen
können, falls feststeht, daß er verlet-
zungsbedingt den Sport nicht mehr
wird ausüben können? Im Sinne des
Grundrechtsverständnisses der Frei-
heit wohl ja, aber ist dem so Verfü-
genden tatsächlich die notwendige
Kompetenz, dies zu beurteilen, eigen?
Eine im April 2004 veröffentlichte
Arbeit „The failure of the living will“
stellt dies in Frage.

Zu unterscheiden ist nach dem PatVG
weiters zwischen verbindlichen und
sogenannten „beachtlichen“ Patien-
tenverfügungen, womit indirekt auch
die eben angesprochene Problematik
der Reichweite abgedeckt scheint.
So setzt die verbindliche Patienten-
verfügung neben formalen Hürden
wie umfassende ärztliche Aufklärung
und juristisch professionelle Errich-
tung (Notar, Rechtsanwalt, rechts-
kundiger Mitarbeiter einer Patienten-
anwaltschaft) insbesondere die kon-
krete Beschreibung der abgelehnten
medizinischen Maßnahmen voraus.
Dies mag bei religiös motivierter
Ablehnung einzelner Maßnahmen,
bei einschlägiger beruflicher Tätig-
keit oder persönlichem Erleben im
Angehörigenkreis durchaus möglich
sein, hingegen wird Menschen, die
allein aus der Vorstellung, nicht mehr
Spitzensport betreiben zu können,
dies nicht möglich sein.

Die formalen Hürden für die Errich-
tung einer verbindlichen Patienten-
verfügung stoßen freilich auch auf
Kritik. So ist zunächst schon zu hin-
terfragen, wie das eingangs darge-
stellte persönliche Freiheits- und
Religionsausübungsrecht des Men-
schen in Einklang mit einer unab-
dingbaren ärztlichen Aufklärung und
juristisch professioneller Errichtung
zu bringen ist. Der Zeuge Jehovas
bedarf nicht ärztlicher Aufklärung
über die Folgen der Unterlassung
einer Bluttransfusion, ebenso nicht
ein Arzt, der jahrelang z. B. auf dem
Gebiet der Onkologie mit Sterben-
den zu tun hatte. Die mit diesen
Hürden verbundenen Kosten ließen

auch die Kritik in Richtung Zweiklas-
sen-Medizin laut werden.

Werden die Voraussetzungen einer
verbindlichen Patientenverfügung
nicht erfüllt, liegt eine beachtliche
Verfügung vor, d. h., daß der eigent-
liche Wille des Patienten erst zu er-
mitteln ist, ein Vorgang, der sich bei
Vorliegen einer verbindlichen Verfü-
gung erübrigt. Bei entsprechender
Klarheit der beachtlichen Patienten-
verfügung kann diese im Ergebnis
aber der verbindlichen durchaus
gleich sein, ist doch durch § 110 StGB
die eigenmächtige Behandlung
schlechthin verboten. Hiezu werden
Fälle zählen, in denen etwa aus
Krankheitsgründen oder aus zeitli-
chen, geographischen oder finanziel-
len Umständen Rechtsprofis der Er-
richtung nicht beigezogen werden
konnten, im übrigen aber am Willen
des Patienten, insbesondere z. B.
wegen einer genauen ärztlichen Auf-
klärung, kein Zweifel besteht. Vagen
Wünschen hingegen, „Apparatemedi-
zin abzulehnen“, „nicht an Schläu-
chen hängen zu wollen“ etc. wird –
wenn überhaupt – nur die Bedeutung
einer vagen Richtschnur für den ver-
meintlichen Willen des Patienten zu-
kommen, von Verbindlichkeit oder
gleichwertiger Beachtlichkeit kann
keine Rede sein.

Nach fünf Jahren verliert eine ver-
bindliche Patientenverfügung ihre
Verbindlichkeit.

Zahlreiche Stellen des PatVG zeigen
deutlich den favor vitae, den der
Gesetzgeber nicht in Frage stellen
wollte: So wird die Patientenverfü-
gung unwirksam, wenn sich der
Stand der medizinischen Wissen-
schaft wesentlich geändert hat, eben-
so dann, wenn der Patient widerruft
(dazu genügt in allen Fällen Form-
freiheit) oder auch nur zu erkennen
gibt, daß die Verfügung nicht mehr
wirksam sein soll. Strafrechtlich un-
zulässige Inhalte führen ebenso zu
Unwirksamkeit wie Willensmängel
(z. B. Irrtum, Täuschung). Im Rahmen
der Notfallversorgung geht die Ge-

fahr im Verzug und die dadurch ge-
forderte sofortige Behandlung einer
allfälligen Recherche nach dem Vor-
liegen einer Patientenverfügung aus-
drücklich voraus, schließlich darf die
Errichtung bzw. Nichterrichtung einer
Patientenverfügung nicht Vorausset-
zung für den Zugang zu einer Ver-
sorgungseinrichtung sein.

BILANZ

Eine erste Beurteilung des PatVG fällt
– bei aller gebotenen Vorsicht – posi-
tiv aus. Zwar ist ein juridischer Mehr-
wert kaum erkennbar, sicherten legi-
stische Eckpfeiler auf verfassungs-
rechtlicher und einfachgesetzlicher
Ebene schon bisher die Selbstbestim-
mung des Patienten auch im Kontext
mit dem Verlust von Einsichts-, Ur-
teils- oder Äußerungsfähigkeit. Der
Mehrwert ist damit wohl eher auf
pragmatischer Ebene, im alltäglichen
Umgang, zu erkennen. Das PatVG
bekräftigt Selbstbestimmung, Freiheit
und Patientenautonomie, zieht aller-
dings auch deutlich Grenzen zu Eu-
thanasie und Mitwirkung am Selbst-
mord. Holländische und belgische
Wege sollten der österreichischen
Rechtsordnung daher bis auf weiteres
erspart bleiben. Das PatVG schafft
mehr Rechtsklarheit und Rechts-
sicherheit, was insbesondere Ärzten
zugute kommen soll. Wiederholt
schildern Ärzte Situationen, in denen
ein Teil der Familie – eventuell von
Rente und Pflegegeld profitierend –
mit Drohungen der Anzeige beim
Staatsanwalt alles zu erwirken ver-
suchte, um den Sterbenden noch
länger an der Schwelle zum Tod im
Diesseits zu behalten, während der
andere Teil das größte Interesse mit
ebenso juristischem Nachdruck am
sofortigen Sterbenlassen bekundete.
Die Patientenverfügung sollte hier
den ärztlichen Entscheidungen hilf-
reich zur Seite stehen. Da die meisten
Patientenverfügungen beachtliche sein
werden, wird auch Freiraum für ärzt-
liche Entscheidungsfindung bleiben.
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Einige Punkte können allerdings
durchaus kritisch betrachtet werden,
etwa wenn das PatVG die Bedeutung
autonomer Entscheidungen mündiger
Menschen von formalen Hürden ab-
hängig macht. Der Alltag wird auch
die Grenze der erhofften Rechts-
sicherheit aufzeigen, werden doch
genügend Situationen gegeben sein,
in denen weder eine verbindliche
noch eine jeden Zweifel am Patien-
tenwillen ausschließende beachtli-
che Patientenverfügung vorliegt und
es daher auch künftig schwierig
bleibt, den mutmaßlichen Willen des
Patienten zu ergründen. Auch wird
nicht immer zu verhindern sein, daß
Ärzte an den Grenzen des menschli-
chen Lebens in ethische Dilemmata
geraten, in denen das Urteil, ob es
sich um ein Sterbenlassen oder eine
aktive direkte Herbeiführung des
Todes handelt (überwiegt der Aspekt
der Linderung?), eine Frage des Blick-
winkels ist.

Manche Fragen läßt das Patienten-
verfügungsgesetz offen, etwa wie mit
Kopien umzugehen ist. Im Hinblick
auf den mehrfach zum Ausdruck
kommenden favor vitae und den vom
Gesetzgeber ausdrücklich gewollten
formfreien Widerruf muß angenom-
men werden, daß Kopien von Patien-
tenverfügungen kaum ein Stellenwert
zukommt. Für eine Lösung zu einer
späteren Zeit aufgeschoben wurde
das Anliegen der Errichtung eines
zentralen Patientenverfügungsregi-
sters, keine Antwort gibt das PatVG
auf die Frage, ob die Patientenver-
fügung eine Bringschuld des Patien-
ten oder eine Holschuld des medizi-
nischen Leistungserbringers ist.

Zuletzt sei auf Gedanken von Univ.-
Prof. Dr. Ulrich Körtner, Vorstand des
Instituts für Ethik und Recht in der
Medizin an der Universität Wien,
verwiesen: „Ein ethisch verantwor-
tungsvoller Umgang mit Sterben und
Tod läßt sich nicht durch die Präzisie-
rung von Gesetzesformulierungen er-
reichen, sondern setzt eine Reflexion
und Integration des Sterbens in unser
alltägliches Leben voraus.“
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